
Mehr Demokratie wagen (28. Oktober 1969)

Kurzbeschreibung

Vor dem Hintergrund des als historisch empfundenen Regierungswechsels versichert der neu gewählte
Bundeskanzler Willy Brandt demokratische Kontinuität, aber auch Erneuerung und wendet sich dabei
insbesondere an die junge Generation, indem er nicht nur mehr politische Partizipation, sondern auch
die Herabsetzung des Wahlalters verspricht.

Quelle

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir sind entschlossen, die Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland und den Zusammenhalt der deutschen Nation zu wahren, den Frieden zu erhalten und an
einer europäischen Friedensordnung mitzuarbeiten, die Freiheitsrechte und den Wohlstand unseres
Volkes zu erweitern und unser Land so zu entwickeln, daß sein Rang in der Welt von Morgen anerkannt
und gesichert sein wird. Die Politik dieser Regierung wird also im Zeichen der Kontinuität und im Zeichen
der Erneuerung stehen.

Unser Respekt gebührt dem, was in den vergangenen Jahren geleistet worden ist – im Bund, in den
Ländern und in den Gemeinden, von allen Schichten unseres Volkes. Ich nenne die Namen Konrad
Adenauer, Theodor Heuss und Kurt Schumacher stellvertretend für viele andere, mit denen die
Bundesrepublik Deutschland einen Weg zurückgelegt hat, auf den sie stolz sein kann. Niemand wird die
Leistungen der letzten zwei Jahrzehnte leugnen, bezweifeln oder geringschätzen. Sie sind Geschichte
geworden.

Die Beständigkeit unserer freiheitlichen Grundordnung ist am 28. September [1969] erneut bestätigt
worden. Ich danke den Wählern für die eindeutige Ablehnung des Extremismus, den es weiterhin zu
bekämpfen gilt. (Beifall bei den Regierungsparteien sowie bei der CDU/CSU.)

Unsere parlamentarische Demokratie hat 20 Jahre nach ihrer Gründung ihre Fähigkeit zum Wandel
bewiesen und damit ihre Probe bestanden. Dies ist auch außerhalb unserer Grenzen vermerkt worden
und hat unserem Staat zu neuem Vertrauen in der Welt verholfen.

Die strikte Beachtung der Formen parlamentarischer Demokratie ist selbstverständlich für politische
Gemeinschaften, die seit gut 100 Jahren für die deutsche Demokratie gekämpft, sie unter schweren
Opfern verteidigt und unter großen Mühen wieder aufgebaut haben. Im sachlichen Gegeneinander und
im nationalen Miteinander von Regierung und Opposition ist es unsere gemeinsame Verantwortung und
Aufgabe, dieser Bundesrepublik eine gute Zukunft zu sichern.

Die Bundesregierung weiß, daß sie dazu der loyalen Zusammenarbeit mit den gesetzgebenden
Körperschaften bedarf. Dafür bietet sie dem Deutschen Bundestag und natürlich auch dem Bundesrat
ihren guten Willen an. Unser Volk braucht wie jedes andere seine innere Ordnung. In den [19]70er Jahren
werden wir aber in diesem Lande nur so viel Ordnung haben, wie wir an Mitverantwortung ermutigen.
Solche demokratische Ordnung braucht außerordentliche Geduld im Zuhören und außerordentliche
Anstrengung, sich gegenseitig zu verstehen.

Wir wollen mehr Demokratie wagen. Wir werden unsere Arbeitsweise öffnen und dem kritischen
Bedürfnis nach Information Genüge tun. Wir werden darauf hinwirken, daß nicht nur durch Anhörungen



 

im Bundestag, (Abg. Dr. Barzel: Anhörungen?) sondern auch durch ständige Fühlungnahme mit den
repräsentativen Gruppen unseres Volkes und durch eine umfassende Unterrichtung über die
Regierungspolitik jeder Bürger die Möglichkeit erhält, an der Reform von Staat und Gesellschaft
mitzuwirken. (Abg. Dr. Barzel: Die Regierung will uns gnädigst anhören?! – Abg. Wehner: Beruhigen Sie
sich! Das heißt neudeutsch „Hearing“, nichts anderes! – Abg. Dr. Barzel: Dann soll er es doch richtig
sagen!)

Wir wenden uns an die im Frieden nachgewachsenen Generationen, die nicht mit den Hypotheken der
Älteren belastet sind und belastet werden dürfen; jene jungen Menschen, die uns beim Wort nehmen
wollen – und sollen. Diese jungen Menschen müssen aber verstehen, daß auch sie gegenüber Staat und
Gesellschaft Verpflichtungen haben.

Wir werden dem Hohen Hause ein Gesetz unterbreiten, wodurch das aktive Wahlalter von 21 auf 18, das
passive von 25 auf 21 Jahre herabgesetzt wird. (Beifall bei den Regierungsparteien). Wir werden auch die
Volljährigkeitsgrenze überprüfen.

Mitbestimmung, Mitverantwortung in den verschiedenen Bereichen unserer Gesellschaft wird eine
bewegende Kraft der kommenden Jahre sein. Wir können nicht die perfekte Demokratie schaffen. Wir
wollen eine Gesellschaft, die mehr Freiheit bietet und mehr Mitverantwortung fordert. Diese Regierung
sucht das Gespräch, sie sucht kritische Partnerschaft mit allen, die Verantwortung tragen, sei es in den
Kirchen, der Kunst, der Wissenschaft und der Wirtschaft oder in anderen Bereichen der Gesellschaft.

Dies gilt nicht zuletzt für die Gewerkschaften, um deren vertrauensvolle Zusammenarbeit wir uns
bemühen. Wir brauchen ihnen ihre überragende Bedeutung für diesen Staat, für seinen weiteren Ausbau
zum sozialen Rechtsstaat nicht zu bescheinigen.

Wenn wir leisten wollen, was geleistet werden muß, brauchen wir alle aktiven Kräfte unserer
Gesellschaft. Eine Gesellschaft, die allen weltanschaulichen und religiösen Überzeugungen offen sein
will, ist auf ethische Impulse angewiesen, die sich im solidarischen Dienst am Nächsten beweisen. Es
kann nicht darum gehen, lediglich hinzunehmen, was durch die Kirchen für die Familie, in der
Jugendarbeit oder auf dem Sektor der Bildung geleistet wird. Wir sehen die gemeinsamen Aufgaben,
besonders, wo Alte, Kranke, körperlich oder geistig Behinderte in ihrer Not nicht nur materielle
Unterstützung, sondern auch menschliche Solidarität brauchen. Im Dienst am Menschen – nicht nur im
eigenen Land, sondern auch in den Entwicklungsländern – begegnet sich das Wirken kirchlicher und
gesellschaftlicher Gruppen mit dem politischen Handeln.

Wir werden uns ständig darum bemühen, daß sich die begründeten Wünsche der gesellschaftlichen
Kräfte und der politische Wille der Regierung vereinen lassen.

[…]
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